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Risse bei den Grünen
Die Grünen sind angesichts der Debatten um ihre Kanzler-
kandidatin Annalena Baerbock in Bewegung wie schon lan-
ge nicht mehr. Dabei werden Risse sichtbar. Zwar gibt es 
nach wie vor keine Hinweise darauf, dass man Baerbocks 
persönliche Integrität in Zweifel ziehen müsste, in Zweifel 
steht jedoch, und das wiegt im Wahlkampf schwer genug, ob 
Baerbocks Fähigkeiten mit ihrem Ehrgeiz Schritt halten.

Im Übrigen gibt es Machtverschiebungen. Die Grünen 
und ihre Kandidatin werden in den Umfragen schwächer, die 
SPD mit ihrem gerade international auftrumpfenden Kanz-
lerkandidaten Olaf Scholz wird stärker. Damit wird auch ein 
zentraler Pfeiler der grünen Wahlkampferzählung brüchig: 
dass es einen Zweikampf mit der Union gebe und sonst nicht 
viel.

Machtverschiebungen herrschen überdies innerhalb der 
Grünen. Denn selbst wenn Co-Parteichef Robert Habeck nun 
in einem Interview mit der „Süddeutschen Zeitung“ beteuert 
hat, dass er Baerbock auf den letzten Metern noch als Kanz-
lerkandidat ablösen könne, sei „Kokolores“: An Kritik lässt 
es Habeck nicht fehlen. So betont er unter anderem, die letz-
ten Wochen seien „kein Glanzstück“ gewesen. Als die Inter-
viewer wissen wollen, ob Baerbocks Glaubwürdigkeit repa-
rabel sei, reagiert er ausweichend – und verweist auf das kol-
lektive „wir“ der Partei. In dem „wir“ wiederum steckt kein 
kleines „ich“.

Wenn die Kanzlerschaft für die Grünen außer Reichweite 
gerät, dann bedeutet die Kanzlerkandidatur nichts mehr. Die 
Macht, die Baerbock mit ihrem Griff nach der Kandidatur 
von Habeck an sich gezogen hatte, fällt an ihn zurück. Und 
Habeck nimmt sie sich.

Von Markus Decker

Die Bundestagswahl wirft ihre Schatten voraus. Noch 
nie seit Beginn der Corona-Krise hat die Debatte über 
eine angemessene Antwort auf die aktuellen Ent-
wicklungen so absurde Züge angenommen wie jetzt. 

Die Folgen wird Deutschland spätestens im Herbst zu spüren 
bekommen – ausgerechnet in einer Zeit, in der das Land nach 
der Bundestagswahl noch wochenlang ohne neue demokra-
tisch legitimierte Regierung dastehen wird.

Da wäre zum einen die von wahlkämpfenden Politikern er-
hobene Forderung, auf alle Beschränkungen – auch auf die 
Maskenpflicht – zu verzichten, wenn jedem ein Impfangebot 
gemacht wurde. Das klingt in den Ohren des Wahlvolkes si-
cherlich konsequent. Wer sich nicht impfen lässt, ist selbst 
schuld, mag man denken. Doch die Forderung ist Populismus 
pur. Die Sache hat nämlich einen Haken. In Deutschland mit 
seinem solidarischen Gesundheitssystem wird niemand abge-
wiesen, weil er sich mutmaßlich falsch verhalten hat. Wenn 
die Intensivstationen in den kommenden Monaten mit schwer 
erkrankten Ungeimpften belegt sind, dann ist davon die ge-
samte Gesellschaft betroffen.

Dabei ist die Gefahr real, dass das Gesundheitswesen we-
gen der ansteckenden Delta-Variante erneut an die Leistungs-
grenze kommt. Nach Berechnungen des Robert Koch-Instituts 
muss selbst bei einer vergleichsweise hohen Impfquote von 
65 Prozent bei den Zwölf- bis 59-Jährigen damit gerechnet 
werden, dass auf dem Höhepunkt einer vierten Welle rund 
6000 Menschen auf die Intensivstationen müssen – und damit 
mehr als im Januar.

Bei höheren Impfquoten sinkt die erwartete Auslastung ra-
pide. Diese lassen sich aber nur erreichen, wenn auch der An-
teil der geimpften Zwölf- bis 18-Jährigen hoch genug ist. Doch 
bis auf wenige Ausnahmen – etwa in Niedersachsen – traut 
sich niemand in der Politik, das unheilvolle Verhalten der 
Ständigen Impfkommission zu kritisieren. Nur hinter vorge-
haltener Hand heißt es, die Nicht-Empfehlung für Kinder und 
Jugendliche sei fatal, doch bei diesem hochemotionalen The-
ma könne man sich im Wahlkampf nur die Finger verbrennen.

Die Folgen von weitgehenden Lockerungen und einer für 
Kinder und Jugendliche nicht existenten Impfkampagne wer-
den verheerend sein. Das Coronavirus wird ungehemmt vor 
allem durch die jüngere Generation rauschen. Dabei besteht 
allenfalls die Hoffnung, dass die Prognose falsch ist, wonach 
bis zu zehn von 100 erkrankten Kindern unter Long-Covid-
Folgen leiden werden. Das Prinzip Hoffnung steht gegen die 
von Tag zu Tag steigende Gewissheit, dass sowohl die für Er-
wachsene als auch die für die Jüngeren zugelassenen Impf-
stoffe einen hohen Schutz bieten, sicher und gut verträglich 
sind. Das sollten diejenigen berücksichtigen, die noch immer 
zögern, sich und ihre Kinder impfen zu lassen.

Das Virus wird 
ungehemmt durch 

die jüngere Generation rauschen.

Prüft, welche Parteien antreten dürfen: Der Bundeswahlausschuss unter Lei-
tung des Bundeswahlleiters Georg Thiel. Foto: Christoph Soeder/dpa

Mit Chancen: Hubert Aiwanger könnte 
mit den Freien Wählern die Fünfpro-
zenthürde knacken. Foto: Mirgeler/dpa

nigen Gegenbeispiele: Aus der Um-
welt- und Friedensbewegung her-
vorgegangen, schafften sie es in den 
1980er-Jahren schnell in erste Land-
tage und im zweiten Anlauf in den 
Bundestag. Ein weiterer Aufsteiger 
ist die AfD. Sie gründete sich 2013 
zunächst vor allem aus Protest gegen 
die Europolitik und konnte seitdem 
diverse Wahlerfolge feiern.

Daran anknüpfen wollen nun 
auch Gegnerinnen und Gegner der 
staatlichen Corona-Maßnahmen, 
die seit dem Frühjahr 2020 zu einer 
Protestbewegung zusammengefun-
den haben. Die bislang erfolgreichs-
te, daraus resultierende Partei nennt 
sich Die Basis. Bei der Landtagswahl 
in Baden-Württemberg holte sie ein 
Prozent der Stimmen, in Sachsen-
Anhalt immerhin 1,5 Prozent. Sicht-
bar ist die Partei vor allem auf „Quer-
denker“-Demonstrationen und in 
der Onlinewelt der Corona-Maß-
nahmengegner. Mehrere in der Sze-
ne bekannte Pandemieleugner wie 
der Anwalt Reiner Füllmich oder der 
Mikrobiologe und Buchautor Suk-
harit Bhakdi treten für die Partei zur 
Bundestagswahl an. 

Eine andere Partei, die im Som-
mer 2020 aus der Szene der Corona-
Maßnahmengegner hervorging, of-
fenbarte bei der Sitzung des Bundes-
wahlausschusses ein doch unge-
wöhnliches Problem: Die Partei 
Wir2020 hat sich seit ihrer Gründung 
bereits schwer verkracht, verschie-
dene Flügel bekämpfen sich auch ju-
ristisch. Und so bekundete ein Teil 
der Partei als „Wir2020“ sein Interes-
se, an der Bundestagswahl teilzu-
nehmen und ein anderer Teil unter 
dem fast identischen Namen 
„WiR2020“. Auf dem Wahlzettel 
werden sie nun beide stehen – mit 
großem R und kleinem r.

Wie die beiden Teilparteien auf 
dem Wahlzettel sicher auseinander-
gehalten werden können, müssen 
nun die Landes- und Kreiswahlaus-
schüsse entscheiden. Dafür sei der 
Bundeswahlausschuss nicht zustän-
dig, erklärte Georg Thiel. Vorschrift 
ist Vorschrift.

Daneben sind die Freien Wähler 
auch im Brandenburger Landtag 
mit der kooperierenden Partei BVB/
Freie Wähler vertreten. Im Europa-
parlament stellen sie zwei Abgeord-
nete. Bundesweit sitzen sie zudem 
in vielen Stadt- und Gemeinderä-
ten.

Die konservative Partei sieht sich 
als „Brandmauer“ gegen die AfD, 
gleichermaßen als unabhängige, 
ideologiefreie, pragmatische und 
bürgernahe Partei aus der Mitte für 
die Mitte. „Wir hören vor allem zu, 
was die Menschen wollen und han-
deln danach“, sagt Aiwanger.

Weniger bodenständig ist die Sa-
tirepartei Die Partei, auch wenn sie 
sich neben Spaßaktionen längst 
auch ernsthafte politische Ziele ge-
setzt hat. Vom Erreichen der Fünf-
prozenthürde ist die Partei des frü-
heren Chefredakteurs des Satire-
magazins „Titanic“, Martin Sonne-
born, zwar weit entfernt. Trotzdem 
geht es ihr bei der Bundestagswahl 
darum, ein Mandat zu verteidigen. 
Kein Spaß! Ein eigener Wahlerfolg 
steckt allerdings nicht dahinter. 
Vielmehr profitierte sie im vergan-
genen Jahr von einem Überläufer. 
Der Dortmunder Marco Bülow ge-
hört dem Deutschen Bundestag seit 
2002 als direkt gewählter Abgeord-
neter für die SPD an. 2018 kehrte er 
den Sozialdemokraten jedoch den 
Rücken und blieb zunächst frak-
tionslos. Im November 2020 trat er 
dann Der Partei bei und bescherte 
ihr so ihr erstes Bundestagsmandat. 
Im September will Bülow sein Di-
rektmandat verteidigen. Mit dem 
Parteigründer Martin Sonneborn 
kandidiert in Berlin-Kreuzberg 
noch ein zweiter prominenter „Par-
tei“-Politiker für ein Direktmandat. 

Erst klein, dann groß: 
Die Grünen
Viele Kleinparteien haben sich in 
den vergangenen Jahrzehnten als 
Teil sozialer Bewegungen oder poli-
tischer Proteste gegründet. Die we-
nigsten wurden im Laufe der Jahre 
groß. Die Grünen sind eines der we-

Hip-Hop, Familien und Gesundheitsforschung

53 Parteien dürfen an 
der kommenden Bun-
destagswahl am 
26. September teilneh-
men. Neben den bereits 
im Bundestag oder 
einem Landtag vertrete-
nen Parteien CDU, CSU, 
SPD, FDP, Linke, Grüne, 
AfD, Freie Wähler und 
BVB/Freie Wähler ha-
ben es 44 kleinere Par-
teien und Vereinigun-
gen auf den Wahlzettel 
geschafft. Insgesamt 
hatten 88 solcher Grup-
pierungen dem Bundes-
wahlleiter angezeigt, 

dass sie im Herbst an-
treten wollen. 

Zur Wahl stehen am 
26. September nun 
unter anderem:
■ Liebe – Europäische 
Partei Liebe
■ du. – Die Urbane. Eine 
Hip-Hop-Partei
■ V-Partei³ – Partei für 
Veränderung, Vegeta-
rier und Veganer (V-
Partei³)
■ SSW – Südschleswig-
scher Wählerverband
■ Familie – Familien-
Partei Deutschlands

■ Die Humanisten
■ Piraten – Piratenpartei 
Deutschland
■ Die Grauen – Für alle 
Generationen
■ Graue Panther
■ Volksabstimmung – 
Ab jetzt ... Demokratie 
durch Volksabstimmung
■ LfK – Partei für Kin-
der, Jugendliche und 
Familien – Lobbyisten 
für Kinder
■ B* – Bergpartei, die 
Überpartei
■ Gesundheitsfor-
schung – Partei für Ge-
sundheitsforschung

Gerade in den 
­nationalen 

Parlamenten 
braucht es 

echte 
europäische 
­Politik, denn 

dort wird 
heute über 
die Zukunft 

­Europas und 
der Menschen 
­entschieden.

Paul Loeper, 
Vorsitzender Volt

Wir hören vor 
allem zu, was 
die Menschen 

wollen und 
handeln 
danach.

Hubert Aiwanger, 
Vorsitzender 
Freie Wähler

„Neue Politik in einem neuen Euro-
pa“: Die Co-Vorsitzende der Partei 
Volt, Friederike Schier. Foto: Volt

„Volksparteien wollen 
jeden ansprechen“

Der Wissenschaftler Eike-Christian Hornig sieht die 
Schwäche großer Parteien als Chance für die kleinen 

Eine der Kleinparteien, die zur Bun-
destagswahl antritt, ist die Corona-
Maßnahmen-Gegner-Partei Die Basis. 
Hat sich die Parteienlandschaft durch 
die Pandemie vergrößert?
Wir erleben in Deutschland schon 
länger eine Pluralisierung des Par-
teiensystems. Diese Entwicklung ist 
jetzt aber keine Folge der Corona-
Pandemie oder nur der vergange-
nen Jahre. Wir beobachten den 
Trend bereits seit Jahrzehnten. Auf 
kommunaler Ebene ist das zudem 
sehr viel stärker und erfolgreicher 
ausgeprägt als auf den Ebenen da-
rüber. Allerdings haben wir in den 
vergangenen 20 Jahren auch ver-
mehrt neue Parteien in den Landta-
gen beobachtet. Auf Bundesebene 
eher nicht.

Wie lässt sich dieser Trend erklären?
Die Zuwendung zu kleinen neuen 
Parteien bedeutet auch immer eine 
Abwendung von großen und alten 
Parteien. Das liegt vor allem an der 
Pluralisierung der Interessen in der 
Gesellschaft. Früher war das nicht 
so stark, deshalb konnten die gro-
ßen Volksparteien auch viel leichter 
Wählerinnen und Wähler mobilisie-
ren. Das funktioniert heute nicht 
mehr so gut.

Woran liegt das?
Die Integrationskraft der großen 
Parteien hat mit der Zeit abgenom-
men. Und je mehr diese fortschreitet, 
desto mehr neue Parteien poppen 
auf. Auch deshalb haben wir in den 
vergangenen Jahrzehnten eine 
zählbar zunehmende Aufsplitterung 
in der Parteienlandschaft erlebt.

Was meinen Sie mit „abnehmender 
Integrationskraft“?
Die Volksparteien schaffen es nicht 
mehr so gut wie früher, die Vielfalt 
der Interessen zu bündeln. Das liegt 
auch daran, dass sie das Moment 
des Kompromisses in sich tragen. 
Sie sollen jeden ansprechen, egal, 
ob man Arbeitnehmer oder Chef ist 
oder aus dem Norden oder Süden 
kommt. Durch diese Flexibilität 
geht jedoch die Schärfe in der Aus-
richtung verloren. Wir können uns 
eine Volkspartei als eine Art Ge-
mischtwarenladen vorstellen. Kurz: 
Sie macht das, was Stimmen bringt. 
Die Einzelinteressen der Menschen 
können so nicht bedient werden.

Trotz des kalkulierbaren Misserfolgs: 
Woher kommt die Motivation, eine 
Partei zu gründen?
Die Frage ist, wie Erfolg definiert 
wird. Manchen reicht es schon, öf-
fentlich auf einer Wahlliste wahrge-
nommen zu werden und damit auf 
ein Thema aufmerksam zu machen. 
In einer großen Partei können viele 
ihr Thema nicht so einfach platzie-
ren, fühlen sich dadurch schlecht re-
präsentiert und gründen selbst eine 
Partei. Die Möglichkeiten dafür sind 
heute auch viel besser als etwa noch 
vor 50 Jahren, gerade was die finan-
ziellen Ressourcen anbetrifft.

Sind neue Parteien also immer „The-
menparteien“?
Nein. Es schließen sich auch Men-
schen zu Parteien zusammen, die 

beispielsweise ihre Minderheit re-
präsentiert sehen wollen. Aber viele 
haben schon ein zentrales Thema, 
dem alles untergeordnet wird. Die 
Grünen sind hier ein berühmtes Bei-
spiel. Das ist also nicht neu. Die Häu-
figkeit und spezielle Ausrichtung, 
wie dies heute oft der Fall ist, da-
gegen schon. Mit der Partei Die Ba-
sis kann man auch sehen, wie sich 
Krisen auf den politischen Prozess 
auswirken. Das ist eine Begleit-
erscheinung, die nicht überra-
schend ist.

Stichwort Die Basis: Welches Poten-
zial hat die coronakritische Partei?
Parteien, die sich kritisch gegen 
etablierte Kräfte stellen, in diesem 
Kontext auch die politischen Eliten 
und den politischen Prozess kritisie-
ren, haben schon ein Potenzial. Sie 
artikulieren ein Nichtgehörtwerden 
von Bürgerinnen und Bürgern und 
treffen einen Nerv. Denn viele Men-
schen sind einfach unzufrieden mit 
dem Funktionieren der repräsenta-
tiven Demokratie. Aktuell äußert 
sich das auch in der Unzufriedenheit 
mit der Corona-Politik, was Die Ba-
sis als zentrales Thema aufgreift.

Also könnte sie eine ernsthafte Rolle 
bei der kommenden Bundestagswahl 
spielen?
Ich schätze die Chancen als sehr ge-
ring ein, dass sich das in einem 
Wahlerfolg für Die Basis widerspie-
geln wird. Denn das Potenzial der 
Corona-Kritik wird bereits von der 
AfD abgeschöpft. Die ist in diesem 
Bereich schon sehr aktiv und konnte 
damit bereits Nichtwählerinnen 
und -wähler für sich gewinnen. Die 
AfD hat zudem auch diese Protest-
komponente mit Elitenkritik. Das 
heißt für Die Basis: Der Platz ist 
eigentlich schon besetzt.

Gibt es denn eine kleine Partei, der Sie 
eine Überraschungsrolle zutrauen?
Wenn ich einer kleinen Partei eine 
Überraschungsrolle zutraue, dann 
sind das die Freien Wähler. Ich den-
ke schon, dass die ein Potenzial ha-
ben. Gerade für CDU-Wähler und 
-Wählerinnen können sie eine Al-
ternative sein. Auch aus dem SPD-
Spektrum könnten sie wegen der 
zuletzt schlechten Wahl- und Um-
frageergebnisse Zuläufe bekom-
men. Generell gilt, dass schwache 
große Parteien die Kleinen stärken. 
Ich rechne daher damit, dass der An-
teil der Sonstigen bei der Bundes-
tagswahl steigen wird und da spe-
ziell die Freien Wähler durchaus 4,5, 
wenn nicht sogar 5 Prozent errei-
chen können.

Interview: Jens Strube 

Parteienforscher: Dr. Eike-Christian Hornig arbeitet an der wissenschaftlichen 
Forschungsstelle und akademischen Lehrstätte Liechtenstein-Institut. 

Foto: Liechtenstein-Institut

Wenn ich einer
kleinen Partei eine

Überraschungsrolle 
zutraue, dann sind 

das die Freien ­Wähler.
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Und 
sonst?

Sie sind klein, aber sie wollen dennoch 
in den Bundestag. 44 Klein- und 

Kleinstparteien hat der Bundeswahlleiter 
zur kommenden Bundestagswahl 

zugelassen. Ihre Chancen, die 
Fünfprozenthürde zu schaffen, sind in der 
Regel gering. Was treibt sie trotzdem an? 

E
igentlich ist es ein ur­-
bürokratischer Vorgang. 
Doch manchmal wird die 
Sitzung des Bundes-
wahlausschusses zu 
einem unterhaltsamen 

Spektakel. Elf Wochen vor der Bun-
destagswahl prüfte das Gremium 
unter Leitung des Bundeswahllei-
ters Georg Thiel am vergangenen 
Donnerstag und Freitag, welche 
politischen Vereinigungen als Par-
teien zur Wahl anerkannt werden. 
Dass die großen Parteien im Septem-
ber auf dem Stimmzettel stehen, ist 
selbstverständlich. Dutzende weite-
re mussten hingegen zittern.

Die 1968 gegründete Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP) etwa. 

Weil sie ihre Rechenschaftsberichte 
mehrfach zu spät eingereicht haben, 
dürfen die Kommunisten wohl nicht 
zur Wahl antreten. Die Partei vermu-
tet politische Gründe und ein „kaltes 
Parteiverbot“ und will Beschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht 
einlegen. Bundeswahlleiter Thiel 
begründete hingegen trocken: 
„Fristen sind Fristen.“

An den Tücken der Wahlbürokra-
tie scheiterte auch die Anarchisti-
sche Pogopartei. Die Punk-Partei, 
die mit dem Slogan „Arbeit ist Schei-
ße“ ins Feld zieht, hatte ihren Willen 
zur Wahlteilnahme nur in einer E-
Mail an den Bundeswahlleiter be-
kundet. Das reichte Thiel nicht. 
Schriftlich und mit drei Unterschrif-
ten versehen, so will es das Gesetz. 

Der Bundesvorsitzende der APPD 
– Sonnenbrille, Piercings, Punker-

kutte – verließ den Sitzungssaal im 
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus des 
Deutschen Bundestags am Donners-
tag unter Protest. „Und für den 
Scheiß hob i jetzt nüchtern bleiben 
müssen“, regte sich Andreas Reiter 
in breitem bayerischen Dialekt auf.

Von 88 Parteien und politischen 
Vereinigungen, die durch ihre Sitze 

Von Felix Huesmann 
und Jens Strube

im Bundestag oder in Landtagen 
nicht ohnehin antreten dürfen, wur-
den schließlich 44 zur Bundestags-
wahl zugelassen. Darunter (andere) 
Kommunisten und Neonazis, Ökos 
und Esoteriker, Christen, Humanis-
ten, Regional- und Themenparteien. 
Das politische Spektrum der „Sonsti-
gen“ ist groß. Was sie eint, sind die 
geringen Chancen, die Fünfprozent-
hürde zu knacken und es tatsächlich 
in den Bundestag zu schaffen. Ihr 
Antrieb, es dennoch zu versuchen, 
ist dagegen ganz unterschiedlich.

Mit gesamteuropäischer Idee: 
Die Partei Volt
Eine der Bewerberinnen auf ein 
möglichst großes Stück vom kleinen 
Kuchen der „Sonstigen“ ist die Par-
tei Volt. Sie tritt mit dem Wahlkampf-
slogan „Neue Politik. Neues Euro-
pa.“ an. Die Partei wurde 2017 als 
gesamteuropäisches Projekt ge-
gründet, auch in Reaktion auf den 
Abschied der Briten aus der EU. Ein 
Italiener, eine Französin und der 
Deutsche Damian Boeselager waren 
an der Parteigründung beteiligt. 
Boeselager schaffte es bei der Euro-
pawahl sogar, einen Sitz im EU-Par-
lament zu erlangen. 

Bei den hessischen Kommunal-
wahlen konnte die Partei zuletzt Er-
folge mit ihrer europäischen Aus-
richtung einfahren. Mit Slogans, wie 
„Sozialer Wohnungsbau wie in 
Wien“ oder „Radfahren wie in Ko-
penhagen“ erreichte die Partei in 
Darmstadt 6,9 Prozent der Stimmen 
und zog als fünftstärkste Kraft in den 
Stadtrat ein. In Frankfurt gehört Volt 
seither sogar dem Regierungsbünd-
nis mit Grünen, SPD und FDP an.

Doch die 0,7 Prozent, die dem 
Volt-Gründer Boeselager bei der 
Europawahl für ein Mandat gereicht 
haben, sind von der Fünfprozenthür-
de weit entfernt. Volt will es trotzdem 
versuchen. „Gerade in den nationa-
len Parlamenten braucht es echte 
europäische Politik, denn dort wird 
heute über die Zukunft Europas und 
der Menschen entschieden“, sagt 
der Volt-Vorsitzende Paul Loeper 
dem RedaktionsNetzwerk Deutsch-
land (RND). Die Co-Vorsitzende 
Friederike Schier ergänzt, ihre Par-
tei sei die „erste Wahl für alle Men-
schen, die sich neue Politik in einem 
neuen Europa wünschen.“ Die na-
tionalen Parteien könnten „die gro-
ßen Herausforderungen unserer Zeit 
nicht mehr lösen“.

Während Volt mit einem grenz-
übergreifenden Ansatz für ein föde-
rales Europa punkten will, ziehen 
die Freien Wähler ihre Stärke aus der 
Verankerung in mehreren Bundes-
ländern und Regionen. Unter den 
kleinen Parteien sind sie fast schon 
ein Riese und derzeit der aussichts-
reichste Kandidat für den hohen 
Sprung über die alles bestimmende 
Fünfprozenthürde. Nach dem Ein-
zug in den rheinland-pfälzischen 
Landtag im März gibt die Partei auf 
ihrer Website den nächsten Schritt 
unmissverständlich vor: „Unser Ziel 
ist der Bundestag.“

Klares Ziel Fünfprozenthürde: 
Die Freien Wähler
Die recht guten Ergebnisse bei den 
Landtagswahlen in Baden-Würt-
temberg (3,0 Prozent) und Sachsen-
Anhalt (3,1 Prozent) lassen diese Plä-
ne in den Bereich des Möglichen rü-
cken und geben der Partei ein neues 
Selbstbewusstsein. „Unser Ziel, die 
Fünfprozenthürde zu erreichen, ist 
absolut realistisch“, sagt der Bun-
desvorsitzende Hubert Aiwanger 
dem RND.

Aiwanger ist das Gesicht der 
Freien Wähler und steht für deren 
Erfolg wie kein anderer. 2008 führte 
er die Partei in Bayern erstmals in 
einen Landtag und etablierte sie 
seither als drittstärkste Kraft im Frei-
staat – die dort seit 2018 sogar als Ju-
niorpartnerin an der Seite der CSU 
mitregiert. Hubert Aiwanger ist seit-
dem Wirtschaftsminister und stell-
vertretender Ministerpräsident.
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Und für den 
Scheiß hob i 

jetzt nüchtern 
bleiben 
­müssen.

Andreas Reiter, 
­Bundesvorsitzender der 

­Anarchistischen 
­Pogopartei  

­Deutschlands
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